
§ 627 ZPO.
Durch einstweilige Anordnung kann einem Ehegatten 

nicht die Ausübung einer Tätigkeit untersagt werden.
OLG Halle, Beschluß vom 29. 9.1948 — 1 W123/48.
Die Parteien, zwischen denen ein Ehescheidungsver­

fahren schwebt, führen seit etwa 1933 in G. gemein­
sam eine Fleischerei. Während der Antragsteller die 
eigentliche Fleischerarbeit versah, besorgte bisher die 
Antragsgegnerin den Verkauf der Waren und führte 
auch die Kasse.

Auf Antrag des Ehemannes hat das Landgericht 
durch den angefochtenen Beschluß diesem das Ge­
trenntleben gestattet und weiter angeordnet, daß die 
Antragsgegnerin es zu unterlassen habe, ihre bisherige 
Tätigkeit im Gewerbebetrieb des Antragstellers aus­
zuüben. Die von der Antragsgegnerin gegen diesen 
Beschluß eingelegte, rechtsirrig als „Widerspruch“ 
bezeichnete Beschwerde ist gemäß § 627 Absatz 4 ZPO 
zulässig, kann jedoch nur einen Teilerfolg haben.

Durch § 627 ZPO sind die einzelnen Anordnungen, 
welche von dem Gericht im Rahmen eines Scheidungs­
prozesses getroffen werden können, abschließend ge­
regelt. Es ist daher nicht angängig, im Wege einer 
einstweiligen Anordnung nach § 627 ZPO einem Ehe­
gatten die Ausübung einer Tätigkeit zu versagen, selbst 
wenn diese Tätigkeit im Geschäft des anderen Ehe­
gatten erfolgt. Eine solche Anordnung kann auch nicht 
unter den Begriff des „Getrenntlebens“ gebracht wer­
den, da dieser nur die eheliche Lebensgemeinschaft 
umfaßt und die Bestimmungen des § 627 ZPO einer 
ausdehnenden Auslegung nicht zugängig sind. Die 
Ehescheidungskammer war für den Erlaß einer dahin­
gehenden Anordnung nicht zuständig. Insoweit war 
der Beschluß deshalb aufzuheben und der Antrag als 
unzulässig zu verwerfen.

Strafrecht
§§ 222, 230 StGB; §§ 20, 24 JSchGes.; SMAD-Befehl 

Nr. 150/45.
Zur Frage der Fahrlässigkeit bei Verwendung un­

geschulter Kräfte und ungeeigneten Geräts; Vorsatz 
gemäß § 24 Abs. 3 JSchGes. — Arbeitsschutzinspektionen 
als Nebenkläger.

OLG Potsdam, Urteil vom 16.11.1948 — Ss 137/48.
Bei Demontagearbeiten in den Brandenburger Eisen­

werken in Brandenburg ereigneten sich im Frühjahr 
1946 drei Betriebsunfälle.

1. Am 11. 2.1946 wurde beim Herablassen eines Ge­
hänges aus einer Kranbahn die unter der Füh­
rungsrolle des mit der Last verbundenen Seils 
befindliche Arbeitsbühne mit drei Arbeitern infolge 
Lösens des Seiles aus der Führung herabgerissen. 
Zwei der auf der - Arbeitsbühne befindlichen Ar­
beiter wurden getötet, der dritte Arbeiter erlitt 
schwere Verletzungen.

2. 12 Tage später wurde beim Umlegen einer frei­
stehenden Wand ein jugendlicher Arbeiter schwer 
verletzt, der zur Beseitigung einer Klemmung 
mittels einer Brechstange auf einen beim Einsturz 
der Wand ebenfalls zusammenbrechenden Lauf­
steg geschickt worden war.

3. Am 23.5.1946 sollte eine Verstrebung mit einem 
daranhängenden Knotenblech mittels eines Seiles 
herabgelassen werden. Noch bevor das Seil ord­
nungsmäßig befestigt war, betraten zwei jugend­
liche Arbeiter das Knotenblech und schlugen dessen 
Niete heraus, sodaß dieses Blech sich löste und mit 
den beiden Jugendlichen in die Tiefe stürzte. Beide 
Jugendliche sind an den Folgen ihrer Verletzungen 
verstorben.

Für die Unfälle wurden die zuständigen Werkmeister 
und außerdem der Betriebsleiter verantwortlich ge­
macht. Während das erstinstanzliche Urteil auf Strafen 
von 3 bis 6 Monaten Gefängnis bzw. Geldstrafen wegen 
fahrlässiger Tötung in Tateinheit mit verbotener Be­
schäftigung Jugendlicher erkannte, wurden die An­
geklagten in der Berufungsinstanz freigesprochen. Die 
von der Arbeitsschutzbehörde als Nebenkläger ein­
gelegte Revision führte zur Aufhebung des Urteils
II. Instanz.

Aus den Gründen:
Die Befugnis der Arbeitsschutzbehörden zur Revi­

sionseinlegung ergibt sich aus dem SMAD-Befehl 
Nr. 150 vom 29: November 1945 und dessen Anlage,

insbesondere § 4 Nr. 5, wonach sie das Recht haben, 
„im Gerichtswege für die Nichteinhaltung der Gesetze 
zum Schutze von Leben und Gesundheit der Arbeiter 
und Angestellten die Schuldigen zur Verantwortung 
zu ziehen“. Dies ist in Form des Beitritts zum Straf­
verfahren im Wege der Nebenklage durchführbar, wo­
bei es unerheblich ist, daß das Verzeichnis der nach 
§§ 395, 374 StPO den Beitritt als Nebenkläger recht­
fertigenden Tatbestände keine Position enthält, unter 
der der Befehl Nr. 150 unmittelbar untergebracht wer­
den könnte. Da ferner für die Durchführung dieser 
neuen Art der Nebenklage keine unmittelbar anzu­
wendenden Bestimmungen erlassen worden sind, muß 
insoweit auf die ähnlich gelagerte Fälle regelnden 
Verfahrensvorschriften des dritten Teils der Reichs­
abgabenordnung entsprechend zurückgegriffen werden.

Die Konsequenz des vom Landgericht eingenomme­
nen grundsätzlichen Standpunktes zeigt, daß sein Aus­
gangspunkt verkehrt, rechtlich und sozial in gleicher 
Weise nicht zu verantworten ist. Rechtlich liegt der 
Fehler darin, daß die Strafkammer von einem falschen 
Begriff der Fahrlässigkeit ausgegangen ist. Daß Mangel 
an geschulten Arbeitskräften, an geeignetem Werkzeug 
vorlag, daß die für die Ausführung der Arbeiten ge­
setzten Fristen knapp bemessen waren, daß junge 
Menschen zur Waghalsigkeit neigen, all dies sind Um­
stände, die für die Angeklagten nicht, wie die Straf­
kammer im Ergebnis meint, entlastend, sondern be­
lastend sind, weil gerade diese Tatsachen zu besonderer 
Vorsicht nötigen, um das Leben von Arbeitern nicht 
zu gefährden. Ließen sich in den gesetzten Fristen die 
Arbeiten mit dem zur Verfügung stehenden Material 
an Menschen und Gerät nicht durchführen, dann war 
es die Pflicht der verantwortlichen Personen, den maß­
gebenden Stellen die Unausführbarkeit der gesetzten 
Fristen darzutun. Daß sie statt dessen das Leben der 
Arbeiter durch Kunstfehler, durch Häufung von Kunst­
fehlern, durch Verletzung der Unfallverhütungsvor­
schriften, durch verbrecherisch leichtfertige Nicht­
beachtung der Jugendschutzbestimmungen über das 
Maß der sowieso vorhandenen Gefahr hinaus riskier­
ten, wissend, daß Menschen und Werkzeug unzu­
reichend waren, ist das, was die Angeklagten belastet, 
unter Umständen noch über das Maß der Fahrlässig­
keit hinaus. Alle diese Vorwürfe sind nicht blasse 
Theorie, die in der Praxis nicht hätte verwirklicht 
werden können, vielmehr sind sie die Konsequenz aus 
der neuen Stellung, die der Arbeiter als Mensch im 
Wirtschaftsprozeß einnimmt und der von dem Arbeits­
leiter ebenso wie vom Gericht vorzüglich vor allen 
anderen, früher üblichen Erwägungen Rechnung zu 
tragen ist.

Unter diesen Gesichtspunkten bedurfte es weiterhin 
der Nachprüfung durch die Strafkammer, wieweit die 
von dem Schöffengericht auf Grund der Begutachtung 
durch die technischen Sachverständigen festgestellten 
technischen Kunstfehler als Fahrlässigkeiten aller oder 
einzelner Angeklagter zu beurteilen sind. Diese Fehler 
wiegen besonders schwer, soweit es sich um Zuwider­
handlungen gegen die Erfahrungsgrundsätze handelt, 
die in den Unfallverhütungsvorschriften der Berufs­
genossenschaften niedergelegt sind. Die begangenen 
Fehler waren im ersten wie im zweiten Fall ursächlich 
für den Tod und die Verletzung der Arbeiter. Ins­
besondere gilt das beim ersten Fall für die Verwen­
dung einer breiten Doppelrolle statt einer einfachen 
Rolle, für die Leitung des Seiles von der Rolle zur 
Last im Knick, für die Führung des Seiles über die 
Arbeitsbühne und vor allem für die Häufung dieser 
drei Kunstfehler, deren einer für sich allein schon 
fahrlässig war. Beim zweiten Unfall war die Ent­
sendung eines (noch dazu jugendlichen) Menschen auf 
den Laufsteg und die Unterlassung des Anseilens fahr­
lässig. Bei dem dritten Unfall fehlte die erforderliche 
unmittelbare Beaufsichtigung des gesamten Arbeits­
vorganges sowie dessen vor Beginn nötige genaue, 
sozusagen systematische Gliederung. Die Organisation 
war derart unvollkommen, daß die beiden Jungen in 
höchster Höhe arbeiteten, während der unmittelbar 
verantwortliche Meister B. unten in der Halle die 
Winde drehte.

Bei der Beurteilung all dieser übermäßig leicht­
fertigen Handlungen der verantwortlichen Angeklag­
ten durfte sich die Strafkammer nicht auf den be-
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